Gesamtpersonalrat der LehrerInnen, Stadtelternbeirat,StadtschülerInnenRat /Frankfurt:

Stoppt das Bildungsverwesen!

Die Regierung Koch verschärft massiv ihre Politik des sozialen Kahlschlags im Bildungsbereich: 

* Schulen, Schulzweige, Studiengänge an Hochschulen werden geschlossen;

* "Durchlaufzeiten" an Schulen (G8) und Hochschulen werden verkürzt, um die "Effizienz" zu erhöhen;

* Klassengrößen werden erhöht, überfüllte Lehrveranstaltungen an den Hochschulen erschweren ein sinnvolles Studium;

* SchülerInnen, Studierende und Lehrpersonal  werden einem rigorosen Controlling unterworfen, das   einseitig auf verwertbare Leistungsergebnisse ausgerichtet ist.

* Das hessische Schulgesetz soll noch vor dem nächsten Schuljahr verändert werden, damit Personal, dem eine entsprechende Ausbildung und Qualifikation fehlt,  in Verbindung mit unbezahlter Mehrarbeit der Lehrerinnen und Lehrer den Etikettenschwindel "Unterrichtsgarantie +" erfüllt;

* Studiengebühren in Höhe von 500 Euro bis 1500 Euro (zusätzlich zu den bisherigen Verwaltungs-und Langzeitstudiengebühren)  sollen ebenfalls mit der ersten Lesung in der zweiten Juli-Woche eingeleitet werden.

Das Recht auf Bildung wird zunehmend beschnitten. Jugendliche aus sozial- und bildungsbenachteiligten 

Gruppen werden davon abgehalten, höhere Schulabschlüsse oder ein Studium anzustreben. Sie werden zur  Konkurrenz auf einen Ausbildungsmarkt gedrängt, der bereits jetzt durch einen katastrophalen  Lehrstellenmangel geprägt ist. 

Die Landesregierung begründet ihre Politik mit dem Argument der leeren Staatskasse. Gleichzeitig können die Reichen und Unternehmen dank der Steuergeschenke und den Möglichkeiten für Steuerflucht ihren gigantischen  Reichtum weiter erhöhen. 

Umsteuern ist nötig und möglich:

Allein durch die Wiedereinführung der Vermögensteuer mit einem Steuersatz in Höhe von einem Prozent  und einem Freibetrag von 500.000  Euro könnte Hessen 1,2 Milliarden pro Jahr mehr einnehmen und den Bildungsbereich besser ausstatten. Durch die Beibehaltung der bisherigen Gewerbesteuer könnte die Stadt Frankfurt jährlich weitere 58 Millionen Euro in öffentliche Aufgaben -  auch zugunsten der Frankfurter Schulgebäude -  investieren.

Wir fordern:

Kostenfreie Bildung für Alle!

Wir wollen ein weiteres deutliches Zeichen gegen die unsoziale, undemokratische und bildungsfeindliche Politik der Regierung Koch setzen und rufen zu einer 

Demonstration  
auf am  

Donnerstag, 6. Juli, 13 Uhr 

ab Bockenheimer Warte / Nibelungenplatz / Kaisersack

Abschlusskundgebung: 15 Uhr Alte Oper

